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Gemeinsame Bestimmungen 
§ 58. (1) Der Psychotherapiebeirat und das Gremium für Berufsangelegenheiten üben ihre Tätigkeit 

in Vollsitzungen aus. Diese werden von der bzw. dem Vorsitzenden schriftlich mindestens zehn Werktage 
vor der Sitzung einberufen und haben mindestens zweimal pro Jahr stattzufinden. Die Termine des 
Psychotherapiebeirats und des Gremiums für Berufsangelegenheiten sind zeitgerecht im Voraus auf der 
Website des für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesministeriums zu veröffentlichen. 

(2) Die Vollsitzungen des Psychotherapiebeirats und des Gremiums für Berufsangelegenheiten sind 
nicht öffentlich. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder haben auf Verlangen der bzw. des jeweiligen 
Vorsitzenden ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Vollsitzung nachzuweisen. 

(3) Der Psychotherapiebeirat und das Gremium für Berufsangelegenheiten können zu ihren 
Sitzungen erforderlichenfalls Vertreterinnen bzw. Vertreter des für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesministeriums, der weiteren Bundesministerien und sonstige externe Auskunftspersonen beiziehen. 
Diese sind nicht stimmberechtigt. 

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Psychotherapiebeirates sowie des Gremiums für 
Berufsangelegenheiten üben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Die diesen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
anfallenden Reisekosten sind nach der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133/1955, zu ersetzen. 
Diese sowie gemäß Abs. 3 beigezogene externe Auskunftspersonen sind zur Verschwiegenheit sowie zur 
gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihrer Tätigkeit verpflichtet. 

(5) Der Psychotherapiebeirat und das Gremium für Berufsangelegenheiten sind beschlussfähig, wenn 
zumindest die Hälfte der Mitglieder oder Ersatzmitglieder anwesend ist. 

(6) Der Psychotherapiebeirat und das Gremium für Berufsangelegenheiten fassen Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit ist ein Vorschlag oder Antrag abgelehnt. Die anlässlich einer 
Beschlussfassung in der Minderheit gebliebenen Mitglieder oder Ersatzmitglieder haben das Recht, ihre 
abweichende Auffassung schriftlich festzuhalten. Über jede Sitzung ist schriftlich Protokoll zu führen. 
Eine Stimmenthaltung gilt als nicht abgegebene Stimme. 

(7) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Psychotherapiebeirats und des Gremiums für 
Berufsangelegenheiten haben sich der Teilnahme an der Abstimmung über einen Gegenstand in einer 
Sitzung oder der Ausübung ihrer Funktion zu enthalten, wenn hinsichtlich dieses Gegenstandes einer der 
in § 7 AVG genannten Gründe der Befangenheit vorliegt. 

(8) Aus gegebenem Anlass können Sitzungen des Psychotherapiebeirats und des Gremiums für 
Berufsangelegenheiten einschließlich der Beschlussfassung unter Nutzung von Mitteln der barrierefreien 
elektronischen Kommunikation abgehalten werden. Beschlüsse können erforderlichenfalls auch durch 
schriftliche Abstimmung mit Umlaufbeschluss gefasst werden. Auf Verlangen eines Mitglieds können die 
Abstimmungen geheim durchgeführt werden. 

(9) Der Psychotherapiebeirat und das Gremium für Berufsangelegenheiten haben jeweils eine 
Geschäftsordnung zu beschließen, die die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben sicherstellt. In der 
Geschäftsordnung des Psychotherapiebeirats kann auch die Einsetzung von Fachausschüssen, allfällige 
Festlegung der Möglichkeit von mündlichen Stimmübertragungen sowie die Zulässigkeit der Fassung von 
Beschlüssen im Umlaufweg vorgesehen werden. Die Geschäftsordnungen bedürfen für ihre Wirksamkeit 
der Genehmigung durch die für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesministerin bzw. den für das 
Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister. 

(10) Die Geschäftsführung des Psychotherapiebeirates und des Gremiums für Berufsangelegenheiten 
obliegt einer als „Büro des Psychotherapiebeirates und des Gremiums für Berufsangelegenheiten“ zu 
bezeichnenden Organisationseinheit des für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesministeriums. 

5. Hauptstück 
Übergangsrecht 

Berechtigung zur berufsmäßigen Ausübung der Psychotherapie 
§ 59. (1) Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in die 

Psychotherapeutenliste gemäß § 17 Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, eingetragen sind, gelten 
als in die Berufsliste (Psychotherapie) eingetragen und sind zur selbständigen Ausübung der 
Psychotherapie gemäß diesem Bundesgesetz und zur Führung der Berufsbezeichnung, der 
Zusatzbezeichnungen, der erlernten psychotherapeutischen Methode sowie der 
Weiterbildungsbezeichnungen berechtigt. 
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(2) Berufsangehörige, die mit Ablauf des 31. Dezember 2024 mehr als zwei Berufssitze haben, 
dürfen diese entgegen der Bestimmung des § 37 Abs. 1 behalten. 

Ausbildung 
§ 60. (1) Personen, die 

 1. vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein psychotherapeutisches Propädeutikum gemäß 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung, begonnen haben, oder 

 2. die Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1 Z 2, 4 oder 5 Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, 
in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 geltenden Fassung, erfüllen und ein 
psychotherapeutisches Propädeutikum gemäß Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, nach 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes beginnen, oder 

 3. nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein psychotherapeutisches Propädeutikum gemäß 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung, beginnen, 

können ihr psychotherapeutisches Propädeutikum nach den Ausbildungsbestimmungen des 
Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 geltenden 
Fassung, bis längstens 30. September 2030 abschließen. 

(2) Ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes darf das psychotherapeutische Propädeutikum gemäß § 3 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 geltenden 
Fassung, nur absolvieren, wer 
 1. handlungsfähig in allen Belangen im Hinblick auf die Berufsausübung ist und 
 2. die Voraussetzungen für ein ordentliches Bachelorstudium an einer inländischen postsekundären 

Bildungseinrichtung gemäß UG oder PrivHG nachweist. 
(3) Personen nach Abs. 1 Z 1 und 2 sind von der Voraussetzung des Abs. 2 Z 2 ausgenommen. 
(4) Personen, die 

 1. vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein psychotherapeutisches Fachspezifikum gemäß 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung, begonnen haben, oder 

 2. nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes das psychotherapeutische Propädeutikum gemäß 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, abgeschlossen haben und ein psychotherapeutisches 
Fachspezifikum gemäß Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2024 geltenden Fassung, beginnen, 

können ihre Ausbildung nach den bei Beginn dieser Ausbildung in Geltung stehenden 
Ausbildungsbestimmungen des Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, bis längstens 
30. September 2038 abschließen. 

(5) Ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes darf das psychotherapeutische Fachspezifikum gemäß § 6 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 geltenden 
Fassung, nur absolvieren, wer 
 1. handlungsfähig in allen Belangen im Hinblick auf die Berufsausübung ist und 
 2. das psychotherapeutische Propädeutikum erfolgreich absolviert hat. 

(6) Für die Anerkennung von Ausbildungsinhalten und Prüfungen im Propädeutikum und im 
psychotherapeutischen Fachspezifikum gilt § 78 UG sinngemäß. 

(7) Personen, die zum 1. Oktober 2026 zumindest zwei Drittel des Praktikums und jeweils 
mindestens die Hälfte an Selbsterfahrung und Theorie des zuletzt der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Bundesministerin bzw. dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister 
vorgelegten Curriculums des psychotherapeutischen Fachspezifikums absolviert haben, sind von den für 
das psychotherapeutische Fachspezifikum anerkannten Ausbildungseinrichtungen an die für das 
Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin bzw. den für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesminister zu melden und von dieser bzw. diesem in die Berufsliste (Psychotherapie) gemäß § 23 
Abs. 7 einzutragen. § 23 Abs. 8 bis 10 gelten sinngemäß. 

(8) Für Personen, die ein Studium der Psychotherapiewissenschaften mit einem Gesamtausmaß von 
mindestens 300 ECTS-Anrechnungspunkten an einer anerkannten inländischen oder ausländischen 
postsekundären Bildungseinrichtung absolviert haben, entfallen bis 30. September 2030 die 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 1 und 2. 
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Ausbildungseinrichtungen 
§ 61. (1) Einrichtungen, die vor Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 

 1. als propädeutische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung gemäß § 4 
Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, anerkannt sind oder 

 2. zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, in einem 
Anerkennungsverfahren als propädeutische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung stehen 
und innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag der bescheidmäßigen Anerkennung die 
Ausbildungstätigkeit aufnehmen, 

sind berechtigt, das psychotherapeutische Propädeutikum gemäß den Ausbildungsbestimmungen des 
Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, bis längstens 30. September 2030 anzubieten. 

(2) Einrichtungen, die vor Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
 1. als fachspezifische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung gemäß § 7 

Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, anerkannt sind, oder 
 2. zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, in einem 

Anerkennungsverfahren als fachspezifische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung stehen 
und innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag der bescheidmäßigen Anerkennung die 
Ausbildungstätigkeit aufnehmen, 

sind berechtigt, das psychotherapeutische Fachspezifikum gemäß den Ausbildungsbestimmungen des 
Psychotherapiegesetzes, BGBl. Nr. 361/1990, bis längstens 30. September 2038 anzubieten. 

(3) Zur Gewährleistung des rechtzeitigen Abschlusses des psychotherapeutischen Fachspezifikums 
dürfen Personen in das psychotherapeutische Fachspezifikum nur bis längstens 1. Oktober 2030 neu 
aufgenommen werden. 

(4) Sofern eine inländische anerkannte postsekundäre Bildungseinrichtung gemäß UG oder PrivHG 
eine Kooperation oder erweiterte Zusammenarbeit im Sinne des § 56 Abs. 4 2. Satz UG mit einer als 
propädeutische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung gemäß § 4 Psychotherapiegesetz, BGBl. 
Nr. 361/1990, anerkannten Einrichtung hat, ist abweichend von § 70 Abs. 1 Z 1 und 2 UG und § 10a 
Abs. 7 PrivHG Voraussetzung für die Zulassung zu einem außerordentlichen Bachelorstudium der 
Psychotherapie 
 1. die allgemeine Universitätsreife und 
 2. eine einschlägige berufliche Qualifikation oder 
 3. eine mehrjährige einschlägige Berufserfahrung. 

(5) Sofern eine inländische anerkannte postsekundäre Bildungseinrichtung gemäß UG oder PrivHG 
eine Kooperation oder erweiterte Zusammenarbeit im Sinne des § 56 Abs. 4 2. Satz UG mit einer als 
fachspezifische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung gemäß § 7 Psychotherapiegesetz, BGBl. 
Nr. 361/1990, anerkannten Einrichtung hat, ist abweichend von § 70 Abs. 1 Z 3 UG und § 10a Abs. 7 
PrivHG Voraussetzung für die Zulassung zu einem außerordentlichen Masterstudium der Psychotherapie 
der Abschluss entweder 
 1. eines fachlich in Frage kommenden Bachelorstudiums mit mindestens 180 ECTS-

Anrechnungspunkten im Sinne des § 11 oder 
 2. ein Berufsnachweis gemäß § 10 Abs. 2. 

(6) Fachspezifische psychotherapeutische Ausbildungseinrichtung gemäß § 7 Psychotherapiegesetz, 
BGBl. Nr. 361/1990, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes die Voraussetzungen 
des Abs. 2 erfüllen, gelten auch als Psychotherapeutische Fachgesellschaften im Sinne des § 4 Z 12. 

Eintragungen nach Übergangsrecht 
§ 62. Personen, die eine Ausbildung gemäß §§ 60 und 61 (Übergangsrecht) absolviert haben, können 

bis längstens 1. März 2039 einen Antrag zur Eintragung in die Berufsliste (Psychotherapie), mit 
Ausnahme des Nachweises nach § 22 Abs. 1 Z 3, stellen. 

Verfahren 
§ 63. (1) Bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes bei der für das Gesundheitswesen zuständigen 

Bundesministerin bzw. dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister anhängige Verfahren 
sind von dieser bzw. diesem nach dem bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden 
Bestimmungen mit Ausnahme der in den §§ 4, 5, 7, 8, 11, 12, 17 und 19 des Psychotherapiegesetzes 
BGBl. Nr. 361/1990, vorgesehenen verpflichtenden Anhörung, der gemäß § 10 vorgesehenen 
Begutachtung des Psychotherapiebeirats sowie der Eignung gemäß § 10 Abs. 1 Z 5 und 6, fortzuführen 
und abzuschließen. Neuanträge sind ab diesem Zeitpunkt unzulässig. 
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(2) Sofern die Bestimmungen des § 60 ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes für Personen gemäß 
Abs. 1 günstiger sind, gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ab Inkrafttreten. 

(3) Die Strafbestimmungen für Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen oder Verbote gemäß § 55 
sind nur auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ereignen. 

Dokumentationsaufbewahrung 
§ 64. Gemäß § 16a Abs. 4 Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, im Falle des Todes 

aufbewahrte Dokumentationen über psychotherapeutische Leistungen sind mit Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes von der aufbewahrenden Person nach Ablauf der entsprechenden Fristen umgehend und 
unwiederbringlich zu vernichten. 

6. Hauptstück 
Vollziehung und Inkrafttreten 

Verwaltungszusammenarbeit und Informationspflichten 
§ 65. (1) Die Gerichte sind verpflichtet, die für das Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin 

bzw. den für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister über die Bestellung einer gerichtlichen 
Erwachsenenvertretung und die Eintragung einer gewählten oder gesetzlichen Erwachsenenvertretung in 
das Österreichische Zentrale Vertretungsverzeichnis für eine Berufsangehörige bzw. einen 
Berufsangehörigen unverzüglich zu verständigen. 

(2) Die Staatsanwaltschaften haben die Landeshauptfrau bzw. den Landeshauptmann über den 
Beginn und die Beendigung eines Ermittlungsverfahrens betreffend Berufsangehörige der Psychotherapie 
unverzüglich zu verständigen. 

(3) Die Strafgerichte haben die Landeshauptfrau bzw. den Landeshauptmann über 
 1. die Verhängung und Aufhebung der Untersuchungshaft sowie 
 2. die Beendigung eines Hauptverfahrens nach der Strafprozessordnung 1975 – StPO, BGBl. 

Nr. 631/1975, unter Anschluss der das Verfahren abschließenden Entscheidung 
betreffend eine Berufsangehörige bzw. einen Berufsangehörigen unverzüglich zu verständigen. 

(4) Zusätzlich zu Abs. 1 bis haben Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte gemäß den 
Bestimmungen der StPO ermittelte personenbezogene Daten, die im Rahmen des Verfahrens gemäß § 54 
benötigt werden, nach Maßgabe des § 76 Abs. 4 StPO an die Landeshauptfrau bzw. den 
Landeshauptmann auf deren bzw. dessen Ersuchen zu übermitteln. 

(5) Die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte sind verpflichtet, soweit es sich um 
Verwaltungsübertretungen im Zusammenhang mit der Berufsausübung der Psychotherapie handelt, die 
Landeshauptfrau bzw. den Landeshauptmann von der Einleitung und Beendigung eines 
Verwaltungsstrafverfahrens unverzüglich zu verständigen und ihr bzw. ihm die das Verfahren 
abschließenden Entscheidung zu übersenden. Die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte sind 
verpflichtet, diese Anzeigen auch der vorgesetzten Dienststelle des Berufsangehörigen zu erstatten, sofern 
diese bzw. dieser die Psychotherapie im Rahmen eines Dienstverhältnisses bei einer Gebietskörperschaft 
oder einer anderen Körperschaft öffentlichen Rechts ausübt. 

(6) Die Behörden, die gesetzlichen beruflichen Vertretungen, die Träger der Sozialversicherung 
sowie der Dachverband der Sozialversicherungsträger haben innerhalb ihrer Wirkungsbereiche der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Bundesministerin bzw. dem für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesminister sowie der Landeshauptfrau bzw. dem Landeshauptmann auf ihr bzw. sein Verlangen die 
zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und diese bzw. diesen bei 
der Erfüllung ihrer bzw. seiner Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unterstützen. 

(7) Die für das Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin bzw. der für das Gesundheitswesen 
zuständige Bundesminister bzw. die Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann hat auf Anfrage der 
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten der EU oder einer sonstigen Vertragspartei des 
EWR-Abkommens oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft Informationen betreffend 
Berufsangehörige, die in Österreich in die Berufsliste (Psychotherapie) eingetragen sind oder waren, 
insbesondere über das Vorliegen von strafrechtlichen oder verwaltungsstrafrechtlichen Maßnahmen oder 
sonstige schwerwiegende, genau bestimmte Sachverhalte, die sich auf die Berufsausübung der 
Psychotherapie auswirken könnten, gemäß der Richtlinie 2011/24/EU insbesondere im Wege des 
Binnenmarktinformationssystems (IMI) gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012, zu erteilen. 
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Vollziehung 
§ 66. (1) Mit der Vollziehung der §§ 11 und 12 ist die für das Universitäts- und Hochschulwesen 

zuständige Bundesministerin bzw. der für das Universitäts- und Hochschulwesen zuständige 
Bundesminister betraut. 

(2) Mit der Vollziehung der übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die für das 
Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin bzw. der für das Gesundheitswesen zuständige 
Bundesminister betraut. 

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits ab dem auf seine Kundmachung 
folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in 
Kraft gesetzt werden. 

Inkrafttreten 
§ 67. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, mit Ausnahme der §§ 9 bis 19, mit 1. Jänner 2025 in Kraft. 
(2) Die §§ 9 bis 19 treten mit 1. Oktober 2026 in Kraft. 

Außerkrafttreten 
§ 68. (1) Das Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, das EWR-Psychotherapiegesetz, BGBl. I 

Nr. 114/1999, und die EWR-Psychotherapieverordnung, BGBl. II Nr. 409/1999, treten mit Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes außer Kraft. 

(2) Davon unberührt bleiben die für die §§ 59 bis 65 (Übergangsrecht) erforderlichen Bestimmungen 
§§ 3 bis 9 gemäß Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990. 

Artikel 2 
Änderung des Musiktherapiegesetzes 

Das Musiktherapiegesetz (MuthG), BGBl. I Nr. 93/2008, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 50/2021, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 14: 
„§ 14 Musiktherapeutische Qualifikationsnachweise aus dem EWR – Berufsanerkennung“ 

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 15 folgender Eintrag eingefügt: 
„§ 15a Lehrpersonen mit EU/EWR-Qualifikation“ 

3. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Einträge zu §§ 16, 16a, 17 und 18: 
„§ 16 Beendigung der Berufstätigkeit und Tod von Musiktherapeuten und Musiktherapeutinnen 
§ 16a Ruhen der Berufsberechtigung 
§ 17 Entziehung der Berufsberechtigung und Streichung aus der Musiktherapeutenliste 
§ 18 Verwaltungszusammenarbeit und Informationspflichten“ 

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 27 folgender Eintrag eingefügt: 
„§ 27a Online-Musiktherapie“ 

5. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag zu § 34 folgende Einträge eingefügt: 
„7. Abschnitt 

Musiktherapiebeirat 
§ 34a Einrichtung des Musiktherapiebeirats 
§ 34b Aufgaben des Musiktherapiebeirats 
§ 34c Sitzungen des Musiktherapiebeirats 
§ 34d Ausschuss des Musiktherapiebeirats 
§ 34e Geschäftsordnung des Musiktherapiebeirats“ 

6. Im Inhaltsverzeichnis wird der Eintrag „7. Abschnitt“ durch den Eintrag „8. Abschnitt“ ersetzt. 

7. Im Inhaltsverzeichnis wird der Eintrag „8. Abschnitt“ durch den Eintrag „9. Abschnitt“ ersetzt. 

8. Im Inhaltsverzeichnis wird der Eintrag „9. Abschnitt“ durch den Eintrag „10. Abschnitt“ ersetzt. 

9. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 37 folgender Eintrag eingefügt: 
„§ 37a Übergangsbestimmung – Vollziehung“ 


